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1. Einleitung 

Es erscheint müßig, sich in einer Dissertation mit § 951 Abs. 1 BGB1 

und dessen rechtlicher Natur zu beschäftigen, denn die absolut herr-
schende Meinung in Rechtsprechung und Literatur steht - bei mancher 
Differenzierung im Detail- auf dem Standpunkt, bei dem Ausgleichs-
anspruch2 gern. § 951 Abs. 1 Satz 1 handle es sich um einen typischen 
Bereicherungsanspruch. Diese Ansicht ist offensichtlich derart fest-
gefügt, daß E. Weber3 feststellen zu können glaubt, an der bereiche-
rungsrechtlichen Natur des § 951 Abs. 1 könne "ein ernsthafter Zweifel 
nicht obwalten"4 : dies, obwohl es sozusagen zum "täglichen Brot" des 
Juristen gehört, Zweifel zu haben. 

Der Tatsache, daß die rechtliche Natur des § 951 Abs. 1 geklärt zu sein 
scheint, entspricht die relativ geringe Anzahl von Dissertationen, die 
sich mit dieser Norm in den letzten Jahrzehnten befaßten. Während 
sich in den ersten dreißig, vierzig Jahren nach lokrafttreten des Bür-
gerlichen Gesetzbuches viele Doktoranden dieses Themas annahmen5, 

wurde etwa seit dem Jahre 1940 zu § 951 Abs. 1 nur noch wenig publi-
ziert, wobei die rechtliche Natur des Ausgleichsanspruchs überhaupt 
nicht oder doch nur am Rande erörtert wurde6• 

Über diese schwerwiegenden Bedenken, die den Verfasser bei der 
Arbeit an dieser Untersuchung des öfteren heimsuchten, konnte auch 

1 Paragraphen ohne Gesetzesangabe sind im folgenden solche des BGB. 
2 Im Titel dieser Arbeit wird der Anspruch gern § 951 Abs. 1 Satz 1 zwar 

- entsprechend dem Wortlaut dieser Norm - als Vergütungsanspruch be-
zeichnet; da die rechtliche Relevanz dieser Bezeichnung aber erst unter 6.1. 
dargelegt wird, erscheintes-um auch einen bloß terminologischen Vorgriff 
zu vermeiden - angebracht, in diesem Stadium der Untersuchung noch den 
neutraleren Begriff des "Ausgleichsanspruchs" zu verwenden. 

3 Eckart Weber, Der Erstattungsanspruch. Die ungerechtfertigte Bereiche-
rung im öffentlichen Recht, Berlin 1970. 

4 ebd., S. 22 Fn. 18. 
5 Vgl. die Arbeiten von Ed~er, Hedrich, Hergesell, Hilgendorff, Schoene-

berger, Simon, Auffermann. 
8 Vgl. die Arbeiten von H.ülsmann und Mauser, die sich primär mit dem 

Problem befassen, inwieweit die starken Veränderungen in der bereiche-
rungsrechtlichen Dogmatik Auswirkungen zeitigen auf die Anwendung des 
§ 951 I 1 in bestimmten Fallkonstellationen, eine Problematik, die die vor-
liegende Arbeit bewußt nicht anschneidet. 

2 Götz 
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HenseF nicht hinweghelfen. Zwar gesteht Hensel der Meinung, § 951 
Abs. 1 sei kein echter Fall der ungerechtfertigten Bereicherung, zu, 
sie sei "heute mehr denn je beachtenswert, da sie sich dem Erfordernis 
eines volksnahen und allgemein verständlichen Rechts nähert. Ein 
nicht rechtswissenschaftlich Vorgebildeter wird zweifellos nicht begrei-
fen können, daß ein vom Gesetz selbst bestimmter Erwerb ohne Rechts-
grund sein kann. Wenn das Gesetz etwas bestimmt, so ist die auf Grund 
dieser Bestimmung erfolgte Vermögensverschiebung nach der Volks-
anschauung auch dem Rechte entsprechend - also nicht ohne recht-
lichen Grund"8• Jedoch erscheint es im Jahre 1974 nicht ratsam, diesen 
"volksnahen" Sätzen aus einer im Jahre 1936 abgeschlossenen Disser-
tation allzu großes Gewicht beizumessen; kurz: Hensels nationalsozia-
listisch gefärbter Einwand hilft nicht weiter. 

Gleichwohl erscheint es auch heute noch angebracht, sich mit § 951 
Abs. 1 näher zu befassen: dies nicht zuletzt deshalb, weil so manches, 
was die h. M. in bezug auf § 951 Abs. 1 behauptet, zumindest zu kriti-
schen Fragen Anlaß gibt. 

Hingewiesen sei nur auf die in der Literatur überwiegende These, 
§ 951 Abs. 1 sei dann nicht anwendbar, wenn der Rechtserwerb gern. 
§§ 946 bis 950 Folge einer Leistung des durch diese Normen Benachtei-
ligten ist9• Mit Fragezeichen zu versehen ist auch die Behauptung, der 
Ausgleichsanspruch gern. § 951 Abs. 1 Satz 1 sei umfangmäßig nicht 
durch den Verlust des Entreicherten begrenzt, sondern sei einzig und 
allein an der Vermögensmehrung bei dem durch §§ 946 bis 950 Begün-
stigten orientiert10• Diese Ansicht, die im Wortlaut von § 951 Abs. 1 
Satz 1 keine Stütze findet11, erscheint nur dann verständlich, wenn man 
§ 951 Abs. 1 Satz 1 als Bereicherungsanspruch12 bezeichnet und deshalb 
auch seinen Umfang rein bereicherungsrechtlich begreift13• Bedenklich 
stimmt auch die Art und Weise, wie der BGH zu der Kondiktion von 
Arbeitsleistungen Stellung nimmt, die im Rahmen von Einbau, Verbin-

7 Renset ist selbst ein Vertreter der bereicherungsrechtlichen Theorie zu 
§ 951 I 1; wegen der Einzelheiten vgl. unten 2.2.1. bei Fn. 74 ff. 

8 Hensel, S. 18. 
9 Vgl. unten die Nachweise in Fn. 123 (hinsichtlich der Gegenmeinung in 

Fn. 122) sowie die Auseinandersetzung mit dieser Ansicht unter 5.1. 
10 Vgl. hierzu die Übersicht in 6.1.1.2. 
11 Vielmehr deutet der Wortlaut ("Wer ... einen Rechtsverlust erleidet, 

kann ... Vergütung in Geld fordern.") eher darauf hin, daß die Vergütung 
eine Entschädigung für den erlittenen Rechtsverlust sein soll. 

12 Genauer gesagt, als eine Norm, deren- von § 951 I 2 abgesehen- ein-
zige Funktion es ist ktarzusteHen, daß in den Fällen des Eigentums- bzw. 
Rechtsverlusts gern. §§ 946 bis 950 ein Bereicherungsanspruch möglich ist; vgl. 
hierzu die Nachweise in Fn. 131 und Fn. 339. 

13 Vgl. zur eigenen Lösung unter 6.1.2. 
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dung, Vermischung oder Verarbeitung - insbesondere aber bei der 
Erstellung eines Gebäudes- erbracht wurden: Denn der BGH meint 
einerseits, § 951 Abs. 1 Satz 1 gehe "nicht auf Ersatz des Wertes einer 
Vielzahl der einzelnen zur Errichtung des Gebäudes erbrachten wirt-
schaftlichen Leistungen, sondern auf Ersatz des Wertes, den das Ge-
bäude als wirtschaftliche Einheit für den Bereicherten hat"1", anderer-
seits aber hält er daran fest, daß zumindest eigene15 rechtsgrundlos er-
brachte Arbeitsleistungen des durch §§ 946 ff. Benachteiligten nicht über 
§ 951 Abs. 1, sondern über §§ 812 ff. unmittelbar auszugleichen sind16; 
auf den ersten Blick erscheint dies in seiner Widersprüchlichkeit fast un-
verständlich17. 

Antworten auf die damit aufgeworfenen Fragen sucht die vorlie-
gende Arbeit im folgenden zu finden. Die Untersuchung wird dabei 
eingebettet sein in die umfassendere Frage nach der Rechtsnatur des 
in § 951 Abs. 1 Satz 1 normierten Ausgleichsanspruchs. Trotz der Be-
fürchtung, gegen die feste und unerschütterliche Wand einer herr-
schenden Meinung anzurennen, wird dabei versucht werden, die Theo-
rie von der bereicherungsrechtlichen Natur des in § 951 Abs. 1 Satz 1 
normierten Ausgleichsanspruchs zu widerlegen und diese Norm als 
bürgerlich-rechtlichen Aufopferungsanspruch zu kennzeichnen. Daß es 
sich dabei nicht um ein ganz aussichtsloses und ganz absonderliches 
Unterfangen handelt, zeigt nicht zuletzt die Bemerkung Baurs, man 
könne von § 951 Abs. 1 Satz 1 "eine Parellele zu dem öffentlich-recht-
lichen Aufopferungsanspruch ziehen"18. 

Um dem damit etwas global umrissenen Ziel dieser Arbeit näher zu 
kommen, werden im ersten Abschnitt dieser Dissertation19 Rechtspre-
chung und Literatur zu Wort kommen, soweit sie sich mit der Rechts-
natur des§ 951 Abs. 1 befassen. 

Bevor jedoch versucht wird, den zu § 951 Abs. 1 publizierten Mei-
nungen eine neue hinzuzufügen, erscheint es notwendig, die bereiche-
rungsrechtlichen Grundlagen aufzuzeigen, mit deren Hilfe § 951 Abs. 1 
auf seine Nähe zum Bereicherungsrecht hin untersucht werden soll. 

14 BGH NJW 1954, S . 265 f. (266). 
16 Aufwendungen für Arbeitsleistungen Dritter werden demgegenüber 

manchmal unter § 951 I 1 subsumiert; so z. B. BGHZ 10, S. 171 ff. (179); 
anders BGH WPM 1966, S. 369 ff. (370): auch Aufwendungen für fremde Ar-
beitsleistung sind über §§ 812 ff. unmittelbar auszugleichen. 

18 Vgl. BGHZ 10, S. 171 ff. (179). 
11 Vgl. hierzu unter 7.1. 
18 Baur, Lehrbuch, § 53 c I 1 (S. 493); ihm zustimmend Mauser, S. 11 in 

Fn.42. 
19 Unter 2. 


